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Die Wirtschafts kammer Österreich beehrt sich, Ihnen 25 Kopien zu 

dem oben genannten Entwurf, mit der Bitte um gefällige Kenntnis-

nahme, zu übermitteln. 
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Datum 

16.1l.98 

Zu dem mit 29.9.1998 übermittelten Entwurf erlauben wir uns wie 
folgt Stellung zu nehmen: 

I. A~~gemeines 

Der Entwurf ist, wenngleich einige Reformgedanken aus der vorbe­
reitenden Diskussion übernommen wurden, in vielen Punkten noch 
verbesserungsbedürftig. Insgesamt gesehen ist er, besonders ver­
glichen mit den Erfahrungen, die in der Arbeitsgruppe gewonnen 
werden konnten, zu sehr auf die Bewahrung des herrschenden 
Grundsatzes der Pauschalentlohnung und der Aufrechterhaltung der 
herrschenden Gerichtspraxis abgestellt. Aufgrund einer von der 
WKÖ vorgenommenen Untersuchung einer relativ großen Anzahl von 
praktischen Fällen, konnten Annahmen erhärtet, wenngleich nach 
statistischen Grundsätzen nicht beweisbar gemacht werden, die 
eine weitergehende Änderung des Systems der Entlohnung ratsam 
erscheinen lassen. Es wurde nämlich festgestellt, daß die in den 
rund 50 durchgesehenen Konkurs- und Ausgleichsfällen zugespro­
chenen Belohnungen vielfach in die verschiedensten Richtungen 
hin von jenen Grundsätzen der Bemessung abweichen, von denen be­
hauptet wird, daß sie von den Gerichten angewendet werden. Dies 
wundert aber andererseits nicht, da die sog Regeln auch derzeit 
schon so unbestimmt sind, daß eine nachprüfbare und gleichmäßige 
Belohnung nicht erwartet werden kann. Die Erfahrung, daß die 
Praxis der Verfahrensabwicklung von Gericht zu Gericht und von 
Richter zu Richter ganz unterschiedlich gehandhabt wird, wird im 
Begutachtungsverfahren auch von den Landeskammern bestätigt. 
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Aufgrund dieser Erfahrungen wurden in der Arbeitsgruppe recht­
zeitig Regelungsvorschläge, die zu einem Großteil gemeinsam von 
Wirtschaftskammer Österreich und der Bundesarbeitskammer er­
stellt und präsentiert wurden, vorgelegt. 

Auf unsere Schreiben vom 15.6.1998 und 9.9.1998, in denen die 
Ergebnisse der Sozialpartnergespräche bzw der Gespräche mit den 
Gläubigerschutzverbänden dargelegt wurden, wird verwiesen. Die 
dortigen Vorstellungen halten wir vollinhaltlich aufrecht. 

Diese Vorschläge wurden zu wenig berücksichtigt, sodaß eine 
Nachverhandlung im Rahmen der Evaluierung des Begutachtungsver­
fahrens unbedingt erforderlich erscheint. 

Bei diesen nicht berücksichtigten Anliegen sei hervorgehoben, 
daß es immer Forderung der WKÖ war, die Berechenbarkeit der Ver­
walterentlohnungen wesentlich zu erhöhen - dem stehen besonders 
die vorgeschlagenen Änderungen in § 125 Abs 2 KO-E und § 33 a 
Abs 2 AO-E entgegen. 

Weiters wurde auch die Forderung, daß es zu keiner Doppelentloh­
nung als MV und die Masse vertretender RA kommen dürfe, nicht 
nachgekommen. Auch die grundsätzlichen Vorschläge zur Neurege­
lung der Entlohnungssysteme wären besonders in Bezug auf die 
vorgeschlagenen Prozentsätze noch unter Einbeziehung praktischer 
Erfahrungen zu überdenken. 

Das für die zukünftige Entlohnung der Insolvenzverwalter vorge­
schlagene Prinzip der Kostendegression auf Basis der erzielten 
Verwertungserlöse ist insofern zu befürworten, als es darum 
geht, den Insolvenzverwalter durch eine angemessene Erfolgsbe­
teiligung zu einer möglichst ertragsbringenden Masseverwertung 
anzuhalten und gleichzeitig eine unsachgerechte Ausuferung der 
Verwertungs kosten im Einzelfall zu vermeiden. 

II. Zu einzelnen Bestimmungen 

1. Zu § 82 KO-E 

Wenngleich über die Angemessenheit von provisionsartigen Entloh­
nungssystemen immer diskutiert werden kann, geht der Vorschlag 
in die richtige Richtung. Er muß jedoch sicherlich noch legi­
stisch verbessert werden. Wesentliche Aussagen, besonders die 
Aussagen des Abs 2, bei rechtskräftiger Entlohnung gebühre eine 
zusätzliche Entlohnung zu Abs 1, si0d nur mit Hilfe der Erl 
vollständig zu verstehen. Zur Verdeutlichung des Zusammenhanges 
zwischen Abs 1 und Abs 2 sei folgende Änderung des Abs 2 vorge­
schlagen: 

"Bei rechtskräftiger Bestimmung eines 2wangsausgleiches ge­
bührt dem Masseverwalter eine Entlohnung. Sie beträgt in der 
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Regel ...... , mindestens jedoch ÖS 28.000,--. Wurden zusätz-
lich zur Durchführung des Zwangsausgleiches Erlöse iSd Abs 1 
erzielt, gebührt eine Entlohnung nach den Regeln des Abs 1. 
Eine Mindestentlohnung iSd Abs 1 findet jedoch nicht statt." 

Zur Klarstellung wäre Abs 4 wie folgt zu ergänzen: 

"Der Masseverwalter kann zusätz~ich zur Ent~ohnung nach Abs 1 
bis 3 den Ersatz nur solcher Auslagen verlangen, " 

2. Zu § 82a und 82b KO-E 

Ähnlich wie zu § 82, muß auch zu § 82a ausgeführt werden, daß 
die Erl mit dem Normtext nicht harmonieren. Schon die einleiten­
de Aussage der Erl zu § 82a, die nach § 82 bemessenen Belohnun­
gen seien "Rechengrößen", die dann noch weiter verändert werden, 
ist irreführend - § 82 gibt die Regelentlohnung wieder. Die Aus­
führungen zum dann in den Erl neu eingeführten Begriff des 
"Normalverfahrens" verwirren weiter. Die Erl zu § 82a und b 
sollten daher noch verbessert werden. 

Wesentlicher als die Kritik zu den Erl ist die zum Inhalt der 
vorgeschlagenen Normen: 
Es soll nicht bestritten werden, daß in manchen Fällen eine Ab­
weichung von der Regelentlohnung nach oben oder nach unten not­
wendig sein wird. Es erscheint aber nicht zweckmäßig, neben den 
Krtierien "Größe und Schwierigkeit des Verfahrens" und "für die 
Konkursgläubiger erzielten besonderen Erfolg" zusätzlicher Kri­
terien zur Erhöhung der Entlohnung einzuführen. In den Erl müßte 
dann zusätzlich noch erklärt werden, wie die zu befürwortende 
Degression bei der Regelentlohnung mit der Erhöhung der Entloh­
nung bei einem umfangreichen Verfahren zu vereinbaren ist. 
Bei den Gründen für eine Verminderung der Entlohnung wäre nach 
Meinung der WKÖ lediglich P 2. - "geringe Anzahl der Arbeitneh­
mer" entbehrlich, weil Pkt 1. wohl diesen Fall ausreichend ab­
deckt. In den Erl sollte dies als ein Beispiel erläutert werden. 

3. Zu § 820 KO-E 

Besonders von der Kreditwirtschaft, als der von dieser Regel 
wohl am meisten betroffenen Branche wurde vorgebracht, daß die 
vorgeschlagenen Prozentsätze zu hoch angesetzt wurden. 

Es sollte auch bei außergerichtlicher Verwertung der Entloh­
nungssatz 3 % nicht übersteigen und darüber hinaus eine degres­
sive Abstufung des Prozentsatzes (zB lediglich 2 % für Erlöse 
über öS 2 Mio. und lediglich 1 % bei Erlösen über ÖS 10 Mio.) 
vorgenommen werden. 

Nach den Ausführungen der Bundessektion Geld-, Kredit- und Ver­
sicherungswesen war es auch bisher schon so, daß die von den 
Konkursgerichten zugesprochenen Prozentsätze in keiner Weise dem 
tatsächlichen Ausmaß der Mühewaltung des Masseverwalters zur 
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Verwaltung und Verwertung der Sondermasse entsprochen haben. In 
der Regel verläuft die Praxis so, daß der Absonderungsgläubiger 
sich selbst um die Verwertung bemüht. Eine besondere Entlohnung 
wäre auch davon abhängig zu machen, ob der jeweils absonderungs­
berechtigte Gläubiger der Verwertung durch den Insolvenzverwal­
ter zugestimmt hat oder nicht. 

Ferner erscheint, nach Meinung der Kreditwirtschaft, die Diffe­
renzierung der Prozentsätze zwischen gerichtlicher Veräußerung 
und anderer Verwertungsart nicht sachgerecht: Wenn die Erl. 
richtig verstanden wurden, sollen sämtliche Kosten des Zwangs­
versteigerungsverfahrens gemäß § 119 KO durch die 3%igen Ent­
lohnungsgebühren abgegolten sein. Wenn das Versteigerungsverfah­
ren mit einiger Mühewaltung verbunden ist, wäre es offenkundig 
so, daß eine Einzelabrechnung der einzelnen Leistungen. des Mas­
severwalters als betreibende Partei für ihn günstiger wäre. 
Fraglich ist dazu auch, inwieweit die in der Regel beträchtli­
chen Schätzungskosten in den 3 % inkludiert sind oder nicht. 

Die 5 % ubei anderer Verwertungsart" sind jedenfalls überhöht 
(vgl.obige Ausführungen). Das betrifft insbesondere auch die 
häufig praktizierte Verwertung gemäß § 120 KO, die offenkundig 
unter die "andere Verwertungsart" zu subsumieren ist. Da diese 
Verwertungsart für den Masseverwalter wesentlich einfacher und 
auch mit weniger Aufwand verbunden ist, erscheint die Zumessung 
von Sondermassekosten von 5 % uin der Regel" insbesondere auch 
für diese Verwertungsart ungerechtfertigt. 

Die abermalige Änderung der Z 5 des § 119 Abs 2, wonach - wie­
derum - auch Liegenschaften von juristischen Personen (bzw Per­
sonen von Handelsgesellschaften) dem Gemeinschuldner zur freien 
Verfügung überlassen werden können, erscheint insofern problema­
tisch, als eine effiziente und auch im Interesse der Allgemein­
heit gelegene Verwertung von überbelasteten Liegenschaften da­
durch vereitelt werden könnte. Zu denken ist insbesondere an 
Fälle (Mietobjekte mit Bauaufträgen bzw mit Abbruchsaufträgen) , 
die durch die Ausscheidung aus der Konkursmasse quasi als her­
renloses Gut weiter volkswirtschaftlichen Schaden anrichten. 

Die Wirtschafts kammer Österreich schließt sich diesen Vorbringen 
voll an. 

4. Zu § 87a KO-E 

Der Aufbau der § 87a ist nicht geglückt, obwohl die Erl die Zie­
le durchaus übersichtlich wiedergeben. 
Nach Ansicht der Wirtschafts kammer Österreich sollte der Hinweis 
auf die Bedingung der Belohnung für Tätigkeiten des Gläubiger­
schutzverbandes an den Anfang der Norm gerückt werden. Abs 1 
sollte daher lauten: 

"Die bevorrechteten Gl~ubigerschutzverb~nde haben für ihre 
T~tigkeit in Unterstützung des Gerichtes, im Dienste der 
Schaffung eines Interessenausgleiches zu den Gläubigern, vor 
allem bei Vorbereitung eines Zwangsausgleiches und zur Er-
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mittlung und Sicherung des Vermögens zum Vorteil aller Gläu-
biger, einen Anspruch auf Belohnung. Sie beträgt " 

Abs 3 sollte dann lauten: 

nDie Regelentlohnung kann unter sinngemäßer Anwendung der 
§§ 82a und b erhöht oder vermindert werden." 

5. Zu § 125 KO-E 

§ 125 Abs 2 2. Satz ist strikt abzulehnen. Durch eine solche Be­
stimmung würde sowohl das Ziel der Reform, als auch die Bemühun­
gen, eine einheitliche österreichische Regelung, die in allen 
Entscheidungen wirtschaftlich nachvollziehbar sein muß, zunich­
tegemacht. Die beschönigenden Ausführungen in den Erl können 
nicht nachvollzogen werden. 

6. Zu § 125a KO-E 

Auch zu § 125a führen die Erl die Ziele der Reform relativ deut­
lich aus, im Normtext läßt sich das erwünschte Ziel nicht so 
deutlich entnehmen. Es wären daher noch einige legistische Ver­
änderungen duchzuführen: 

§ 125a sollte lauten: 

nWill der Masseverwalter für die Fortführung eines Unterneh­
mens eine zusätzliche Entlohnung beanspruchen, hat er späte­
stens in der Berichtstagsatzung einen Antrag, aus dem die 
Gründe für und die Höhe der zusätzlichen Entlohnung hervor­
gehen, zu stellen. Das Konkursgericht hat nach Erörterung 
des Antrages in der Berichtstagsatzung über den Antrag ab­
stimmen zu lassen und bei Zustimmung der Mehrheit im Sinne 
des § 92 über den Antrag zu entscheiden. Die Entlohnung ist 
auf Antrag des Masseverwalters mit Beschluß des Gerichtes 
nach Anhörung der Gläubiger zu erhöhen, wenn ..... ... " 

7. Zu § 149 KO-E 

Zur Änderung des § 149 führt die Bundessektion Geld-, Kredit­
und Versicherungswesen aus, daß kein Grund erkannt werden könne, 
weswegen im Zusammenhang mit dem Insolvenzverwalterentlohnungs­
gesetz diese wesentliche Bestimmung geändert werden soll. Die 
Konkursordnung sieht vor, daß die Absonderungsgläubiger (die 
Pfandrechte besitzen) gemäß § 132 KO bei allgemeinen Verteilun­
gen mit dem gesamten Betrag ihrer Forderungen zu berücksichtigen 
sind. Die neue Fassung des § 149 KO würde dieser ganz wesentli­
chen Bestimmung der Konkursordnung widersprechen. Überdies würde 
diese Neuregelung erheblich die Balance der Interessen von Ab­
sonderungs- und sonstigen Gläubigern angreifen. 
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8. Zu § 191 KO-E 

Da § 191 geltende Fassung erst ab 1.1.2000 entfallen soll, er­
scheint die vorgeschlagenen Regelung legistisch problematisch. 
Inhaltlich ist auszuführen, daß die Belohnung von Gläubiger­
schutzverbänden bei Mitwirkung im 3. Teil der KO noch diskutiert 
werden muß. 

9. Zu § 33 AO-E 

Die vorgeschlagenen Prozentsätze erscheinen in bezug auf die 
geltende, in diesem Punkt nicht zu kritisierende Praxis, zu 
hoch. Eine Diskussion über die Höhe des Prozentsatzes der Re­
gelentlohnung im Ausgleich muß daher noch geführt werden. 

10. Zu § 33a AO-E 

§ 33a Abs 2 2. Satz AO-E ist aus den bereits zu § 125 Abs 2 2. 
Satz KO-E ausgeführten Gründe strikt abzulehnen. 

11. Zu § 35a AO-E 

Auf die Ausführungen zu § 87a KO-E ist zu verweisen, die Bestim­
mungen sind gemeinsam zu behandeln und jeweils anzupassen. 

12. Zu § 13c IESG-E 

Diese Bestimmung ist ebenfalls zusammen mit § 87a KO-E und § 35 a 
AO-E zu diskutieren. Die WKÖ behält sich eine Stellungnahme zu 
dieser Bestimmung nach Diskussion über § 87a KO-E und § 35a AO-E 
vor. 

Zusammenfassend ist zu sagen, daß der vorliegende Entwurf die 
Diskussion nach Ansicht der Wirtschafts kammer Österreich voran­
treibt. Die noch offenen Punkte müssen zielgerichtet diskutiert 
werden. Besonders wird in Zukunft darauf zu achten s 
Justjzstatistik gerade in diesen wirtschaftlich beso 
vant~n Themen umfassende Aussagen enthält. 

,/ tJj Mit ,'> // -----...--
i ,-

L-lU:4J /Lc/ /L 
Leopold Madertha~ 
Präsident 

freundlichen Grüßen 
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